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Sparen ja, aber 
am richtigen Ort

Das Budget 2015 sah vor, dass 
die Institutionen im Behinder-
tenbereich in einem Jahr pau-
schal 5 Prozent ihres Aufwandes 
sparen müssen. Hand aufs Herz: 
Welches private Unternehmen 
kann in einem Jahr 5 Prozent 
seines Aufwands ohne Leistungs-
einschränkung schlucken? Die 
CVP macht sich daher dafür 
stark, dass diese Kürzung nur 
um die Hälfte, also 2,5 Prozent, 
vorgenommen wird. 

Die CVP befürwortet das Bud-
get 2015 mit dieser einzigen 
Anpassung. Sie stellte diese For-
derung bereits in der letzten 
Session im Rahmen des Spar-

pakets «Leistungen und Struktu-
ren 2» und hält damit Wort. 

Für die CVP war stets klar: 
Das Fach Religion und Ethik an 
der Oberstufe der Kantonsschu-
len soll nicht abgeschafft werden. 
In Zeiten zunehmender religiö-
ser Spannungen soll der Kanton 
Luzern diesen Trumpf nicht auf-
geben und das Fach weiterhin 
anbieten. Eine Abschaffung wäre 
derzeit ein denkbar schlechtes 
Signal. 

Ebenfalls setzt sich die CVP 
dafür ein, dass der öffentliche 
Verkehr nicht unter die Räder 
kommt. Das grosse Verkehrs-

wachstum ruft nach weiteren 
Investitionen beim Strassenver-
kehr und dem öffentlichen Ver-
kehr. Ein Abbau verträgt sich 
schlecht mit dem Ziel, dass Lu-
zern auch weiterhin auf der 
Strasse und auf der Schiene er-
reichbar bleiben muss. Die CVP 
wird diese beiden Anliegen beim 
Finanzplan für die nächsten Jah-
re einbringen.

Peter 
Zurkirchen, 
Kantonsrat 
CVP, 
Schwarzen­
berg

Finanzpaket 
ist gescheitert

Der Regierungsrat wollte Fi-
nanzplanung und Budget mit 
einem Paket «Leistungen und 
Strukturen 2» aufgleisen, damit 
dem Parlament im November 
eine gesetzeskonforme Botschaft 
zum Budget präsentiert werden 
kann. Das Paket ist jedoch ein 
Rohrkrepierer. Die Vorgaben des 
Parlamentes vom letzten Jahr 
wurden in den Wind geschlagen. 
Anstatt wirksame Sparanstren-
gungen bei den eigenen Struk-
turen zu vollziehen, wurden die 
Leistungserbringer über Gebühr 
in die Pflicht genommen. Die 
Lücke wurde mit verdeckten 
Steuererhöhungen geschlossen. 
Dass dies das Parlament so nicht 
hinnehmen konnte, war offen-

sichtlich. Die Finanzplanung 
wurde von der vorberatenden 
Kommission auch deutlich zu-
rückgewiesen.

Durch Anträge in der Pla-
nungs- und Finanzkommission 
wurde das Budget so verschlech-
tert, dass dieses nicht mehr ge-
setzeskonform ist. Vorschläge zur 
Kompensation dagegen wurden 
nicht eingebracht. Dass die vor-
beratende Kommission in der 
Folge das Budget zurückgewie-
sen hat, ist konsequent. 

Es liegt nun am Parlament, 
ob ein Budget mit einem Defizit 
von 25,5 Millionen Franken, wel-
ches den gesetzlichen Anforde-

rungen nicht entspricht, durch-
gewunken wird. Die SVP wird 
Kürzungsanträge zur Wiederher-
stellung der gesetzlichen An-
forderungen stellen, damit der 
Kanton auch 2015 handlungs-
fähig ist. Nur bei Annahme die-
ser Anträge, womit die Gesetzes-
konformität erreicht werden soll, 
wird die SVP-Fraktion dem Bud-
get zustimmen.

Paul Winiker, 
Kantonsrat 
SVP, 
Kriens

Ja zum Budget –  
aber bitte gesetzeskonform

Nachdem der Kantonsrat die 
Massnahmen zur Wiederherstel-
lung eines gesunden Finanz-
haushalts (Projekt Leistungen & 
Strukturen 2) zurechtgestutzt hat, 
liegt ein Budget mit einem De-
fizit von 25,5 Millionen Franken 
vor. Um die im Gesetz festge-
schriebene Schuldenbremse ein-
halten zu können, fehlen uns 
nun aber noch rund 1,3 Millio-
nen.

Für die FDP steht fest, dass 
sie den Kanton mit einem Bud-
get ins neue Jahr entlassen will. 
Sie will aber auch Gesetze be-
folgen. Das ist nur möglich, wenn 
wir die Schuldenbremse einhal-

ten und die 1,2 Millionen ein-
sparen. Angesicht eines Gesamt-
aufwandes von rund 3,5 Milliar-
den muss dies möglich sein. 
Darin besteht die einzige Mög-
lichkeit, dass wir mit einem ge-
setzeskonformen Budget daste-
hen. Die FDP leistet ihren Beitrag 
und schlägt deshalb mit einem 
Antrag vor, die 1,3 Millionen 
beim Sach- und übrigen Be-
triebsaufwand einzusparen. Auf-
wände, wie beispielsweise 
Druckerzeugnisse, sind endlich 
auf ihre Notwendigkeit hin zu 
überprüfen. 

Gesetze sind nun mal dazu 
da, sie einzuhalten. Die Schul-

denbremse einfach für einmal 
auszuhebeln, wie dies andere 
Parteivertreter anstreben, ist rei-
ne Willkür. Der Kantonsrat geht 
mit schlechtem Vorbild voran, 
wenn er als gesetzgeberisches 
Organ nun sogar selber Gesetze 
bricht. Zweitens widerspricht ein 
solches Verhalten jeglicher fi-
nanzpolitischer Weitsicht. Das 
Problem wird lediglich auf die 
lange Bank geschoben. Nach wie 
vor wachsen unsere Ausgaben. 
Unser Kanton spart sich nicht 
zu Tode. Schliesslich aber gilt, 
was für jeden Privathaushalt 
auch gilt: Einnahmen und Aus-
gaben müssen im Lot sein.

Damian 
Hunkeler, 
Kantonsrat 
FDP, Luzern

Zu wenig Steuern – 
Allgemeinheit muss bluten

Die Politik der Bürgerlichen 
ist widersprüchlich: Unter dem 
Jahr genehmigen sie fundierte 
Berichte, welche den notwendi-
gen Handlungs- und den damit 
verbundenen Finanzbedarf des 
Kantons Luzern aufzeigen. Kaum 
kommt die Budgetdebatte, spa-
ren sie extrem und zwar beliebig 
und mittlerweile dort, wo gerade 
noch Geld entzogen werden 
kann, ohne geltende Gesetze zu 
verletzen. Schliesslich zahlt dafür 
die breite Bevölkerung. Eine Aus-
wahl aus dem Gesundheits- und 
Sozialbereich: 

Wir brauchen familienfreund-
liche Krankenkassenprämien. 

Trotzdem müssen nun noch-
mals zusätzlich 4 Prozent aller 
Familien auf eine Verbilligung 
verzichten. Der Bedarf an Be-
treuungsplätzen im Behinder-
tenbereich steigt. Das Budget 
der Behinderteninstitutionen 
soll aber um 5 Prozent gekürzt, 
die Anzahl Plätze limitiert und 
die Institutionen mit älteren be-
hinderten Menschen auf die 
Pflegeheimliste gesetzt werden. 
Behinderte Menschen werden 
weniger betreut, haben allenfalls 
gar keinen Platz mehr in einer 
Institution. Behindertenheime 
auf der Pflegeheimliste heisst: 
Wir alle bezahlen über die Kran-
kenkassenprämien. In der Ge-

sundheitsversorgung wurde der 
Grundsatz «ambulant vor statio-
när» festgelegt. Im Budget wird 
paradoxerweise bei den Tages-
plätzen für psychisch kranke 
Menschen gespart. 

Der Kanton Luzern leistet 
sich die tiefsten Unternehmens-
steuern der ganzen Schweiz. Die 
SP/Juso-Fraktion ist nicht bereit, 
den Preis dafür zu bezahlen. 

Yvonne Zemp 
Baumgartner, 
Kantonsrätin 
SP, Sursee

Kanton Luzern 
muss über die Bücher

Die Grünen lehnen das Bud-
get 2015 ab. Auf Kosten von 
behinderten Menschen soll mas-
siv gespart werden, der öffentli-
che Verkehr abgebaut statt aus-
gebaut werden, die Prämienver-
billigung wird nochmals gekürzt, 
und dringende Sanierungen von 
Kantonsgebäuden werden im-
mer weiter nach hinten gescho-
ben.

Bürgerliche Parteien erhoff-
ten sich von der Tiefsteuerstra-
tegie gewaltige Impulse, neue 
Steuereinnahmen und gesunde 
Finanzen. Der Regierungsrat ver-
sprach im letzten Legislaturpro-
gramm, unser Kanton werde ein 
Innovationsmotor, habe ein her-

vorragendes Bildungssystem und 
stehe zum Ziel einer solidari-
schen Gesellschaft. Und: Der 
Kanton könne dank der Tief-
steuerstrategie aus einer Position 
der Stärke handeln. 

Wo liegt Luzerns Stärke, 
wenn nicht mehr investiert wer-
den kann? Wenn auf dem Buckel 
der Schwächsten gespart wird? 
Wenn zwar Unternehmen an-
gesiedelt werden, die dazu nöti-
ge Infrastruktur aber nicht an-
geboten werden kann?

Der Kanton Luzern muss über 
die Bücher gehen. Die Tief-
steuerstrategie geht nicht auf. 
Die Grünen haben Vorschläge 

gemacht, wie der Kanton mit 
moderaten Steueranpassungen 
aus diesem Schlamassel kom-
men kann. Es liegt an den ge-
mässigten Kräften der bürgerli-
chen Parteien, diesen Ball auf-
zunehmen. Leider ist davon 
nichts zu sehen: Die CVP hangelt 
sich bis zu den Wahlen mit 
höchst widersprüchlichen Aus-
sagen durch, und in der FDP hat 
die Abbaufraktion Oberhand. 

Es ist höchste Zeit, dass sich 
dies ändert.

Michael 
Töngi, 
Kantonsrat 
Grüne, Kriens

Bereit, einige 
Kompromisse mitzutragen

Die Regierung zeigte mit 
ihrem Gesamtkonzept «Leistun-
gen und Strukturen 2» zum ers-
ten Mal seit Jahren einen Weg 
auf, wie kurz- und mittelfristig 
der Haushalt im Lot gehalten 
werden kann. Darin sind in den 
nächsten drei Jahren Entlastun-
gen von rund 200 Millionen ent-
halten. Das Konzept enthielt 
Mehreinnahmen durch Anpas-
sungen im Steuergesetz und 
Minderausgaben durch Anpas-
sungen im Leistungsbereich. 
Ernsthafte Strukturanpassungen 
wurden aber keine erarbeitet.

In Runde 1 ging es unter 
anderem um Änderungen im 
Steuerrecht, welche inhaltlich 

mehrheitlich Anlehnungen ans 
Bundesrecht waren und natio-
nale Abstimmungsresultate des 
Kantons aufnahmen. Die GLP 
war die einzige Partei, welche 
alle Änderungen, zwar schweren 
Herzens, guthiess. Mit der Ab-
lehnung im Kantonsrat müssen 
jedoch jährlich weitere 20 Mil-
lionen eingespart werden. 

Runde 2 startet in der Dezem-
bersession. Der aktuelle Voran-
schlag 2015 mit einem Defizit 
von 25,5 Millionen Franken ent-
spricht nicht mehr den Vorgaben 
der Schuldenbremse. Die GLP 
hat die starre Ausgestaltung der 
dualen Schuldenbremse öfters 
kritisiert. Nun sind die Parteien 

in der Verantwortung, welche die 
Mehrheit im Kantonsrat und in 
der Regierung haben. Sie müssen 
Flexibilität zeigen und konkrete 
mehrheitsfähige Lösungen vor-
schlagen, damit der Kanton 2015 
ein Budget hat. Es ist unverant-
wortlich gegenüber der Bevölke-
rung und der Wirtschaft, dass 
innerhalb von drei Jahren der 
Kanton zweimal ohne Voran-
schlag dasteht. Die GLP ist bereit, 
einige Kompromisse mitzutra-
gen.

Michèle 
Graber, 
Fraktions­
chefin GLP, 
Udligenswil

Direkt aus den Parteien
POLITIK Kommende Woche tagt der Luzerner Kantonsrat. Die Parteien 

geben Einblick in Geschäfte, die ihnen besonders am Herzen liegen.

nus. An der Session vom Montag und 
Dienstag steht eine Frage im Zentrum: 
Schafft es der Kantonsrat, ein Budget 
zu verabschieden (Ausgabe von ges-
tern)? Darf man den Aussagen von 
Exponenten der bürgerlichen Parteien 
CVP, SVP und FDP glauben, wird Luzern 

2015 ein Budget haben. Abgelehnt wird 
der Voranschlag von SP und Grünen. 
Die GLP macht ihre Zustimmung vom 
Verlauf der Debatte abhängig.

Traktandiert sind zudem Vorstösse – 
und Wahlen. Bestimmt werden der 
Kantonsratspräsident, der Vizepräsident 

sowie der Regierungspräsident und der 
Vizepräsident der Regierung.

HINWEIS
Die Sitzungen des Kantonsrats (Luzern, Bahnhof-
strasse 15) sind öffentlich. Mo: 10 bis 12.30 und 
14 bis 18 Uhr. Di: 9 bis 12 und 14 bis 16.45 Uhr.


